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Aufhebung bzw. grundlegende Korrektur des Asylbewerberleistungsgesetzes

Problem:
Das 1993 eingeführte Asylbewerberleistungsgesetz fördert die soziale Ausgrenzung und Stigmatisierung der betroffenen Flüchtlinge. Neben dem geringen Umfang der Leistungen wird von den Betroffenen vor allem auch die Anwendung des Sachleistungsprinzips als diskriminierend empfunden. Aufgrund der gesetzlichen Einschränkungen gibt es auch immer wieder Probleme bei der angemessenen medizinischen Versorgung. Obwohl das Gesetz eine jährliche Überprüfung der Leistungen vorsieht, wurden die Leistungen seit 1993 nicht erhöht.

Hintergrund:
Das 1993 eingeführte Asylbewerberleistungsgesetz sah für die „Leistungsberechtigten“ Leistungen weit unter dem damaligen Sozialhilfeniveau vor. Seit 1993 sind die Leistungen kein einziges Mal erhöht worden. Heute liegen sie demzufolge deutlich unterhalb der SGB II- bzw. SGB XII-Leistungen. Zudem werden die Leistungen in den Ländern teilweise als Sachleistungen gewährt. Die medizinische Versorgung ist gemäß § 4 AsylblG zunächst eingeschränkt auf die Behandlung „akuter Erkrankungen und Schmerzzustände“. Die Gewährung weiterer Hilfen liegt im Ermessen.
Durch verschiedene Gesetzesänderungen wurde in der Vergangenheit der Personenkreis, der lediglich Leistungen nach dem AsylbLG erhält, immer mehr erweitert. Er umfasst heute, anders als der Name suggeriert, keineswegs nur Asylbewerber, sondern u. a. auch Geduldete und sogar auch Personen, denen eine Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen nach § 23, Abs.1 oder § 24 AufenthG wegen des Krieges in ihrem Heimatland oder nach § 25 Abs 4 Satz 1 oder Abs. 5 des AufenthG besitzen. Zudem wurde in der Vergangenheit nach und nach der Zeitraum, in welchem die Betroffenen lediglich reduzierte Leistungen erhalten, von ursprünglich einem auf nunmehr 4 Jahre ausgeweitet.

Während 1994 noch 462.400 Personen Leistungen nach dem AsylbLG empfangen haben, waren dies Ende 2008 nur noch 128.000 Personen. Grund ist der starke Rückgang der Flüchtlingszahlen in den vergangenen Jahren. Allein gegenüber 2007 gab es hier bei den Empfängern einen Rückgang um 16,6 %.

→

Die Nettoausgaben für Leistungen nach dem AsylbLG betrugen 2008 noch 813 Millionen Euro, dass sind 19,2 % weniger als im Vorjahr. Im Jahr 2008 wurden in Deutschland für Asylbewerberleistungen pro Kopf der Bevölkerung noch knapp 10 Euro netto ausgegeben, im Vorjahr waren es noch 12 Euro.

Paritätische Forderungen:
Der Paritätische fordert eine Neuausrichtung der Flüchtlingspolitik hinsichtlich der Aufnahmebedingungen der Flüchtlinge, wie sie auch von der EU vorgesehen ist. Dazu gehört 
u. a. eine deutliche Erhöhung der seit 1993 nicht erhöhten Regelsätze, eine Abschaffung des Sachleistungsprinzips sowie Sicherstellung einer uneingeschränkten medizinischen Versorgung.
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